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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, 
Hauser (Krefeld), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Hussing, Dr.-Ing. Oldenstadt, 

Dr. Probst, Dr. Schäuble, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/1 717 — 

betr. Erarbeitung von Ausbildungsordnungen im Rahmen der Reform 
der beruflichen Bildung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 12. März 1974 - 0104 - 6 - 14/74 die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 


1. In welcher Weise wird der Erlaß von Ausbildungsordnungen ent- 
sprechend dem Berufsbildungsgesetz von der Veröffentlichung 
zwischen dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft bzw. 
der Bundesregierung einerseits und den Kultusministern und 
-Senatoren der Länder andererseits abgestimmt? 


Bund und Länder halten es im Interesse der betroffenen Jugend- 
lichen für zwingend notwendig, außerschulische und schulische 
Berufsausbildung miteinander abzustimmen. Sie haben daher 
diese Zielsetzung in die „Vorschläge für die Durchführung vor- 
dringlicher Maßnahmen" aufgenommen, die am 6. Juli 1972 von 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und den Re- 
gierungschefs des Bundes und der Länder beschlossen worden 
sind. 

Angesichts der gegenwärtig praktizierten Verfassungslage ist 
eine Absprache über Grundsätze eines entsprechenden Abstim- 
mungsverfahrens zwischen der Bundesregierung und den Kul- 
tusministern (-Senatoren) der Länder in einem „Gemeinsamen 
Ergebnisprotokoll " am 30. Mai 1972 (Bundesanzeiger Nr. 216 
vom 16. November 1972, Seite 2) niedergelegt worden. 

Die Vereinbarung sieht die Errichtung eines Koordinierungs- 
ausschusses vor, in dem Beauftragte des Bundes und je ein Be- 
auftragter der Kultusminister (-Senatoren) der Länder 

— Grundsätze für die Abstimmung der Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrpläne vereinbaren, 

— Absprachen darüber treffen, welche Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrpläne für eine Neuordnung vorbereitet wer- 
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den sollen und welche Ausschüsse (Sachverständige) hierzu 
benötigt werden, 

— während des Ab stimmungs Verfahrens für die erforderliche 
Rückkoppelung zu den jeweils verantwortlichen Stellen und 
Gremien sorgen, 

— eine letzte Abstimmung der Ausbildungsordnungen und der 
Rahmenlehrpläne vornehmen, bevor sie den zuständigen 
Stellen mit der Empfehlung vorgelegt werden, sie zu er- 
lassen. 

Die oben genannten Verfahrensgrundsätze sollen bei der Erar- 
beitung neuer Entwürfe angewendet werden. Die zum Zeitpunkt 
der Absprache bereits in Arbeit befindlichen Ausbildungsord- 
nungen werden in Übereinstimmung mit dem „Gemeinsamen 
Ergebnisprotokoll" ohne oder in verkürzter Abstimmung er- 
lassen, wenn die Inhalte des ersten Ausbildungsjahres der Ein- 
führung des Beruf sgrundbildungsjahres nicht entgegenstehen 
und keine grundlegende Änderung der Rahmenlehrpläne er- 
forderlich machen. Auf diese Weise soll eine kontinuierliche 
Fortentwicklung der inhaltlichen Reform der beruflichen Bil- 
dung sichergestellt werden. 


2. In welcher Weise werden die Ausbildungsordnungen während 
ihrer Erarbeitung mit den Rahmenlehrplänen der Berufsschulen 
koordiniert? 

2.1 Übergangsregelung 

Die bereits vor Inkrafttreten des „Gemeinsamen Ergebnisproto- 
kolls" konzipierten Entwürfe von Ausbildungsordnungen sind 
der Länderseite vorgelegt worden. Von Länderseite vorge- 
tragene Bedenken gegen eine inzwischen fertiggestellte Stufen- 
ausbildungsordnung wurden in ad hoc-Gruppen beraten und 
durch Modifikation des Entwurfs ausgeräumt oder zumindest 
entscheidend verringert. 

Zum Teil sind weitgehend fertiggestellte Ausbildungsordnun- 
gen auch auf Wunsch der Beauftragten der Länder zurückgestellt 
worden. Durch diese Verordnungen hätte die Ausbildung von 
insgesamt über 1 00 000 Auszubildenden neu geregelt werden 
können. 

Rahmenlehrpläne der Länder, die nach der oben dargestellten 
Übergangsregelung ebenfalls zu beraten sind, haben der Bun- 
desregierung bisher nicht Vorgelegen. 

2.2 Regelung nach dem „Gemeinsamen Ergebnisprotokoll" 

Das endgültige Verfahren zur Abstimmung von Ausbildungs- 
ordnungen und Rahmenlehrplänen wird nach einem Beschluß 
des Koordinierungsausschusses im Zusammenhang mit neuen 
Vorhaben erarbeitet. Die dabei bisher aufgetretenen Schwierig- 
keiten haben sich unter anderem auf Grund unterschiedlicher 
Interpretationen der Vereinbarung im „Gemeinsamen Ergebnis- 
protokoll" ergeben. Nach Auffassung der Beauftragten der 
Kultusminister mehrerer Länder läßt das „Ergebnisprotokoll" 
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nur gelegentlich „gemeinsame Sitzungen" von Sachverständigen 
des Bundes mit einem Rahmenlehrplanausschuß der Kultus- 
minister zu. Nach Auffassung der Bundesregierung hingegen 
läßt sich eine zufriedenstellende Abstimmung grundsätzlich nur 
in einer gemeinsamen Erarbeitung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen erreichen; die gesetzlichen Zuständig- 
keiten werden dadurch nicht berührt. Im Sommer 1973 wurden 
von Länderseite elf Arbeitsgruppen zur Erarbeitung von Rah- 
menlehrplänen für das Beruf sgrundbildungsjahr berufen. Sach- 
verständige des Bundes wurden zu diesen Arbeiten hinzuge- 
zogen. Die Abstimmung nach dem „Gemeinsamen Ergebnispro- 
tokoll" konnte erst anlaufen, nachdem die Arbeit der elf Arbeits- 
gruppen zur Vereinheitlichung der Pläne für das schulische 
Beruf sgrundbildungsjahr weitgehend fertiggestellt waren. 


3. Entsprechend den Beschlüssen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung soll die künftige berufliche Bildung in eine in 
der Regel einjährige berufliche Grundbildung und eine darauf 
aufbauende Fachbildung gegliedert werden. Wie erfolgt bei der 
Erarbeitung der Ausbildungsordnungen die Abstimmung zwi- 
schen dieser Gliederung der Ausbildung, den Rahmenlehrplänen 
der Berufsschulen und den Ausbildungsordnungen? 

Das Verfahren zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen soll unabhängig von der voraussicht- 
lichen Gliederung der Bildungsgänge angewendet werden. 

Die hier besonders zutage tretenden Schwierigkeiten ergeben 
sich somit nicht nur oder überwiegend aus spezifischen Fragen 
der Abstimmung. Sie sind vielmehr im Zusammenhang mit den 
Problemen der Einführung des Beruf sgrundbildungsjahres zu 
sehen. Hierzu zählen insbesondere der Mangel an Lehrern, 
Lehrwerkstätten und Ausstattungen in beruflichen Schulen, wo- 
durch eine kurzfristige Einführung des Berufsgrundbildungs- 
jahres verhindert wird. So kann derzeit das erste Jahr der 
Berufsausbildung 

— traditionell im dualen System, 

— in einem Beruf sgrundbildungsjahr in kooperativer Form, 

— in einem Beruf sgrundbildungsjahr in vollzeitschulischer 
Form 

durchgeführt werden. 

Diese Bildungsgänge vermitteln berufliche Grundbildung in 
unterschiedlichem Ausmaß. Dies erschwert eine einheitliche 
Konzeption für Grundbildung und Fachbildung in Schule und 
Betrieb. Die Bundesregierung strebt deshalb bei der Einführung 
des Berufsgrundbildungsjahres ein abgestimmtes schrittweises 
Vorgehen mit den Ländern an. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat dem 
Präsidenten der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder in einem Schreiben gemeinsame Beratung zwischen 
Bund und Ländern zur Vorbereitung dieser Entscheidung drin- 
gend vorgeschlagen. 

Bisher hat auch das Fehlen ländereinheitlicher Rahmenlehrpläne 
für die berufliche Grundbildung die Einführung des Berufs- 
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grundbildungsjahres erschwert. Die Kultusminister haben zur 
Durchführung der erforderlichen Arbeiten die o. g. Arbeits- 
gruppen eingesetzt. Die Abstimmung mit der Bundesregierung 
wird durch Beteiligung von Sachverständigen (Ressortvertreter 
des Bundes, Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Ver- 
treter von Arbeitgebern und Arbeitnehmern) und im Koordinie- 
rungsausschuß sichergestellt. 


4. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß der Mangel an 
Abstimmung bei der Erarbeitung von Ausbildungsordnungen zu 
einer erheblichen Verunsicherung der Ausbildungsbetriebe und 
der berufsbildenden Schulen führt? 

Es ist nicht auszuschließen, daß die mangelnde Abstimmung 
von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen in Einzel- 
fällen zu Verunsicherungen geführt hat. Bis 1972 gab es eine 
derartige Abstimmung jedoch gar nicht, nicht einmal den Ver- 
such dazu. Jeder auch noch notwendigerweise unvollkommene 
Schritt in diese Richtung stellt daher einen Schritt zur allseits 
erwünschten Verbesserung der Abstimmung dar. 

Sofern es eine Verunsicherung bei den Ausbildungsbetrieben 
gibt, hat sie vorwiegend andere Ursachen. Die Ausbildungs- 
betriebe benötigen insbesondere im Hinblick auf ihre Investi- 
tionen für die Berufsausbildung klare Aussagen der Länder 
über deren Planungen zur Einführung des schulischen Berufs- 
grundbildungsjahres. Aussagen über entsprechende Daten wur- 
den seitens der Länder im Zusammenhang mit den „Vorschlägen 
für die Durchführung vordringlicher Maßnahmen" der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung in Aussicht gestellt. 
Sie sollen nunmehr in dem von der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung zu erarbeitenden „Stufenplan zur beruf- 
lichen Bildung" realisiert werden. 

Die Bundesregierung hat ihre Auffassung zum Berufsgrund- 
bildungsjahr in den „Grundsätzen zur Neuordnung der beruf- 
lichen Bildung (Markierungspunkte) " vorgelegt. 


5. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung in Zukunft für 
eine intensivere Abstimmung zwischen Bund und Ländern bei 
der Erarbeitung von Ausbildungsordnungen zu sorgen? 

5.1 Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wieder- 
holt seinen in der Vergangenheit schon mehrfach zum Aus- 
druck gebrachten Wunsch einer stärkeren Beteiligung der 
Länder am Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung. 

5.2 Die Bundesregierung hat den Ländern am 15. Februar 1974 
konkrete Vorschläge für das Abstimmungs verfahren unter- 
breitet. Besondere Bedeutung wird in diesem Zusammen- 
hang einer hinreichenden Projektplanung und der Intensi- 
vierung der 'Arbeiten in den Beratungsgremien bei- 
gemessen. 

5.3 Im Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung werden die 
Hauptabteilungen „Curriculumentwicklung" und „Aus- 
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bildungsordnungsforschung" personell verstärkt. Damit 
wird das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung in den 
Stand versetzt, die ihm im „Gemeinsamen Ergebnisproto- 
koll" übertragene Aufgabe zu erfüllen. 

5.4 Es ist die Politik der Bundesregierung, die Zusammenarbeit 
mit den Bundesländern so eng wie möglich zu gestalten 
und diese - soweit es rechtlich möglich ist - durch das neue 
Berufsbildungsgesetz zu institutionalisieren. 

5.5 Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat in 
dem bereits unter 3. genannten Schreiben an den Präsi- 
denten der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder die Notwendigkeit unterstrichen, daß zwischen 
Bund und Ländern unverzüglich politische Entscheidungen 
zu treffen sind, damit das Abstimmungs verfahren endlich in 
der gewünschten Weise anlaufen kann. 

Die Bundesregierung hofft, daß durch diese Maßnahmen die in 
letzter Zeit immer mehr zutage getretenen Anlauf- und Über- 
gangsschwierigkeiten - die ihre Ursachen ja gerade in den Be- 
mühungen von Bund und Ländern um eine dauerhafte Ver- 
besserung haben - überwunden werden können. 

Die Anlauf Schwierigkeiten und die Langwierigkeit des Ver- 
fahrens sind wesentlich die Folge der verfassungsmäßig ver- 
ankerten Zersplitterung der Zuständigkeiten für die außer- 
schulische und schulische Berufsausbildung. Hier kann nur der 
unbedingte Wille aller Beteiligten zu einer ständigen engen 
Kooperation weiterhelfen. 
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